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Gejeg- Sammlung 


für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 18. 


(Nr. 2280.) Polizei-Ordnung für die Häfen zu Colbergermünde, Stolpmünde und Rügen- 
waldermünde. Vom 29. April 1842. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

haben fuͤr noͤthig erachtet, naͤhere Beſtimmungen uͤber das Verhalten der 

Schiffer auf der Rhede und in den Haͤfen zu Colbergermuͤnde, Stolpmuͤnde 

und Ruͤgenwaldermuͤnde zu erlaſſen, und verordnen daher, wie folgt: 


F. 1. Br 
Sobald ein Schiff auf die Rhede kommt, ſoll der Führer deffelben, wenn Verpelten des 
er in den Hafen einſegeln will, ſeine Nationalflagge aufſtecken, den Lootſen er⸗ — ven = 
warten und nicht ohne deſſen Huͤlfe einlaufen. Nur kleinere Fahrzeuge von funf- e 
zehn Laſt Tragfähigkeit und darunter, welche ausſchließlich zur Kuͤſtenfahrt dienen, fer. 
koͤnnen ohne Annahme eines Lootſen einlaufen. 


$. 2. 

Im Nothfall, d. h. wenn der Schiffer augenſcheinliche Gefahr laͤuft, 
Schiff, Ladung und Mannſchaft zu verlieren, hat derſelbe zuvor den Steuer: 
mann, Hochbootsmann und Zimmermann oder in der Stelle eines derſelben 
einen andern erfahrenen Seemann, bei kleinern Fahrzeugen den Beſtmann und 
aͤlteſten Matroſen, zu einem Schiffrath zu verſammeln, und wenn dieſer nach 
reiflicher Erwaͤgung es für nothwendig hält, das aͤußerſte Rettungsmittel zu 
ergreifen, ſo iſt es ihm erlaubt, ohne A ki einzufegeln. 

3 


Wenn heftige Stürme das Entgegenkommen der Lootſen verhindern, das 
Schiff aber ohne ſie in den Hafen eingehen kann, ſo wird ſolches dem Schiffer 
durch Aufſtecken einer Fahne auf der oͤſtlichen Molenſpitze angedeutet. Die Tiefe 
des Seegatts nach Fußen wird durch Kugeln, welche an einem in ſchraͤger Rich— 
tung angeſpannten Tau angereiht ſind, angezeigt und die zu nehmende Richtung 
der Fahrt durch Neigen einer Fahne zur Rechten oder Linken bezeichnet. Wenn 
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bei ſtuͤrmiſcher Witterung keine Flagge weht, fo darf der Schiffer gar nicht 
einſegeln, ſondern muß auf der Rhede vor Anker gehen oder die See halten. 
§. 4. 

Sobald der Lootſe an Bord kommt, iſt der Schiffer ſchuldig, ihm die 
rechten Marken, wie tief ſein Schiff liegt, und ob daſſelbe noch außerdem 
einen loſen Kiel (Unterkiel) habe, anzugeben, ſowie uͤber alle auf den Zuſtand 
des Schiffs und der Mannſchaft Bezug habende Gegenftände gewiſſenhaft Aus- 
kunft zu ertheilen. a 


F. 5. 

Mit den ergangenen geſundheitspolizeilichen Vorſchriften hat ſich der 
Schiffer angelegentlich bekannt zu machen und dieſelben zur Vermeidung der 
auf die Uebertretung geordneten geſetzlichen Strafen, genau zu befolgen. Es 
find jedoch auch die Lootſen verpflichtet, ſogleich bei ihrem Eintreffen den Schiffer 
von ſeinen Obliegenheiten in dieſer Hinſicht noch beſonders zu unterrichten. 

$- 6. 

Den Anweiſungen des Lootſen iſt der Schiffer zu folgen und daher auch 
an dem Ort Anker zu werfen verpflichtet, den ihm der Lootſe auf der Rhede 
anweiſen wird, wenn Umſtaͤnde das Einbringen des Schiffs nicht geſtatten. Beim 
Einlaufen aber iſt dem Lootſen die Leitung des Schiffs gänzlich zu uͤberlaſſen, und 
der Schiffer den Anordnungen deſſelben auf das Genaueſte zu folgen verbunden. 

Sollte der Lootſe jedoch bei Fuͤhrung des Schiffs Fehler machen, die 
das Schiff in Gefahr ſetzen, und ſich nicht warnen lafien, fo ſteht es dem 
Schiffer frei, mit Uebereinſtimmung des nach F. 2. zu verſammelnden Schiffs⸗ 
raths dem Lootſen die Direktion abzunehmen. Ein ſolcher Fall muß aber von 
dem Schiffer gleich nach ſeiner Ankunft dem Haupt⸗Zollamte zur weitern Un⸗ 
terſuchung angezeigt werden. f 


. 7. 
Kein Schiffer ſoll auf der Rhede Ballaſt auswerfen, ohne dazu die Ge⸗ 
nehmigung des Ober⸗Lootſen erhalten zu haben. 


. 8. f 
Der auf der Rhede oder im Hafen vor Anker gehende Schiffer muß 
ſeinen Anker mit einer ſenkrecht uͤber demſelben ſchwimmenden Boje verſehen. 


$. 9. 

Jede abſichtliche oder aus grober Fahrlaͤſſigkeit verübte Beſchaͤdigung oder 
Verruͤckung der Seetonnen hat eine gerichtlich zu erkennende Strafe von 30 bis 
200 Thlr. neben dem Erſatz des verurſachten Schadens, zur Folge. Zufällige 
Beſchaͤdigungen dieſer Marken, ſowie die auf der Rhede und im Fahrwaſſer 
von dem Schiffer oder ſeiner Mannſchaft entdeckten, der Schifffahrt nachtheiligen 
Dinge muͤſſen, ſobald der Schiffer ans Land kommt, dem Ober⸗Lootſen ſogleich 
angezeigt werden. 

$. 10. 


| $. 10. 

Sobald ein Schiff bis an die Molen gelangt iſt, muß der Schiffer die Seltene der 
Segel einziehen, und im Hafen angekommen, muß er an der ihm vom Ober⸗ . 
Lootſen im Einverftändniß mit der Steuer⸗Behoͤrde zur Loͤſchung der Ladung Ir an 
oder zur Reparatur anzuweiſenden Stelle anlegen. Zwiſchen dem Schiffsbord 
und dem Bollwerke muß der Schiffer lange Rundhoͤlzer oder Reisbuͤndel be—⸗ 
feſtigen, um jede Beſchaͤdigung des Bollwerks zu verhindern, auch darf er das 
Schiffstau nicht an dem Bollwerke, ſondern nur an den vorhandenen Wurf— 
pfählen befeſtigen. 

Waͤhrend des Aufenthalts muß jedes Schiff, ſofern ſolches durch den 
Ober⸗Lootſen angeordnet wird, die Segel herunterlaffen, Naaen und Stangen 
und überhaupt alle bewegliche den Raum beengende Takelage abnehmen. Das 
gegen muß die Flagge aufgezogen werden, wenn die Steuerbeamten zum erſten 
Mal Behufs der Reviſion an ann kommen. 

FAT, 

Seine Schiffspapiere muß der Schiffer fofort, ſoweit fie auf die Steuer⸗ 
Abfertigung Bezug haben, an das Haupt-Zollamt, fein und feiner Mannſchaft 
und der vorhandenen Paſſagiere Paͤſſe aber beziehungsweiſe an den Polizei⸗ 
Direktor zu Colberg, den Magiſtrat zu Ruͤgenwalde und bis auf weitere Anz 
ordnung, an den Voigt zu Stolpmuͤnde abgeben. 

$. 12. 

In Bezug auf die Steuer⸗Verfaſſung insbeſondere iſt der Schiffer ver⸗ 
pflichtet, über den Inhalt feiner Ladung nach Art und Menge dem Haupt- 
Zollamt ein genaues Verzeichniß (Deklaration) abzugeben, welchem die dazu 
gehoͤrigen Schiffspapiere beizufuͤgen ſind. Was in dieſer Beziehung, ſowie 
ferner hinſichtlich des Steuerweſens von ihm zu beobachten iſt, ergiebt in Ver⸗ 
bindung mit dem Zollgeſetze und der Zollordnung vom 23. Januar 1838. das 
Regulativ uͤber die Behandlung des Waaren-Ein- und Ausgangs auf den 
Muͤndungen der Perſante, Wipper und Stolpe vom 16. Dezember 1820., 
wonach derſelbe ſich genau zu achten — 


9. 1 

Ein jeder Schiffer haftet während ſeines Aufenthalts auf der Rhede, im 
Hafen oder in Binnengewaͤſſern fuͤr das ordnungsmaͤßige Betragen der Mann⸗ 
ſchaft am Bord des Schiffs, und vertritt nach naͤherer Vorſchrift der Landes⸗ 
geſetze die Folgen des von ihr begangenen Unfugs. 

Auch muß der Schiffer, wenn von der Schiffsmannſchaft Jemand ent- 
laſſen wird oder ſich heimlich entfernt, dies ſogleich der $. 11. bezeichneten Polis 
zeibehoͤrde anzeigen. 


91 
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oder Kehricht verunreinigt werden, ſondern es muß ſolches nach Anweiſung des 


Ober⸗Lootſen ans Land gebracht werden. 
$. 15. 5 

Das Kochen der Speiſen iſt nur auf denjenigen Fahrzeugen geſtattet, 
welche einen eingerichteten Heerd und Feuerfang haben, und darf nur zur Tages— 
zeit geſchehen. Theer, Pech und andere leicht Feuer fangende Materialien dür- 
fen niemals auf dem Schiffe, ſondern nur am Lande an einem ſichern, dazu 
vom Ober⸗Lootſen anzuweiſenden Platze gekocht werden. 

Licht darf außerhalb der Kajuͤte nur in wohl verſchloſſenen Laternen ge⸗ 
braucht werden. 


§. 16. 

Schiffe, welche Schießpulver als Ladung fuͤhren, muͤſſen eine ſchwarze 
Flagge aufſtecken und ſich außerdem allen von der Polizeibehörde nach Maaß⸗ 
gabe der Geſetze zu treffenden Anordnungen unterwerfen. 

Schiffern, die nur eine geringe Quantität Pulver bei ſich fuͤhren, welche 
ſie jedenfalls anzuzeigen haben, kann daſſelbe nach dem Gutachten der Ober— 
Lootſen gelaſſen oder unter Zuziehung der Ortspolizeibehoͤrde am Lande ſicher 
in Verwahrung gebracht werden. 

Das Schießen mit Feuergewehr im Hafen und insbeſondere von den 
Schiffen aus iſt unterſagt. 

f 8.17. 

Nur die im Winterlager liegenden Schiffe duͤrfen unbemannt bleiben, 
auf jebem andern Schiffe muß ſters wenigſtens Ein Mann als Wache bleiben. 
6. 18. 

In Anſehung des Loͤſchens der Ladung haben ſich die Schiffer nach den 
Anordnungen des Haupt⸗Zollamts eben fo. zu achten, als bei der Einnahme an⸗ 
derweiter Ladung, wobei außerdem die Vorſchriften der I. 94. bis 114. des im 
§. 12. genannten Regulativs zu befolgen find. 

Das Fahren mit ſchwer beladenen Wagen dicht am Bollwerke beim 
Ein⸗ und Ausladen iſt unterfagt, und es darf nur da gefahren werden, wo ſol⸗ 
ches von dem Ober-Lootſen ausdrücklich, nachgegeben iſt. 

$. 19. 

Vor dem Abgange muß der Schiffer ſeine Abfertigung von der Steuer⸗ 
behoͤrde erhalten haben, und ſich durch eine Beſcheinigung derſelben (See— 
Ausgangspaß) darüber ausweiſen koͤnnen. Die gehörig viſirten Paͤſſe hat der 
Schiffer von der $. 11. bezeichneten Polizeibehoͤrde zuruͤckzunehmen, auch ſich von 
derſelben unter der Muſterrolle des Schiffs beſcheinigen zu laſſen, daß in der 
Mannſchaft deſſelben keine Veränderung vorgegangen iſt, oder welche Matroſen 
er entlaſſen und im Hafen wieder geheuert hat. Paſſagiere, welche nicht im 
Beſitz eines vorſchriftsmaͤßigen Paſſes ſind, darf kein Schiffer an Bord nehmen. 

9. 20 


a SM 


§. 20. 

Mit allen Abfertigungsatteſten meldet der Schiffer ſich bei dem Ober— 
Lootſen zur Anweiſung eines Lootſen, deſſen er zur Ausbringung ſeines Schiffs 
ſich bedienen muß; nur bei Fahrzeugen von funfzehn Laſt Tragfaͤhigkeit und 
darunter iſt das Auslaufen ohne Lootſen geſtattet. Wegen der Befugniſſe des 
Lootſen beim Ausbringen eines Schiffs finden die für. den Eingang im $. 6. 
enthaltenen Vorſchriften Anwendung. 

§. 21. N 

Wenn ausgehende Schiffe Ballaſt einnehmen wollen, fo haben fie die 

Anweiſung deſſelben von dem Ober⸗-Lootſen zu gewaͤrtigen. 
$. 22. 

Die Uebertretungen der in dieſer Polizei-Ordnung enthaltenen Vorſchrif⸗ ala 
ten werden nach Maaßgabe der Umftände mit Geldbußen von Einem bis Funfzig 3 
Thalern beſtraft. Die Feſtſetzung der Strafen erfolgt nach ſummariſcher Unter- 
ſuchung durch das Haupt-Zollamt in Gemaͤßheit der in F. 243. und 247. des 
Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung ergangenen Vorſchriften; gegen das 
Strafreſolut ſteht binnen zehn Tagen nach deſſen Eroͤffnung der Rekurs an die 
Regierung zu Coͤslin in allen Faͤllen, eine Berufung auf gerichtliche, durch das 
betreffende Land- und Stadtgericht zu fuͤhrende Unterſuchung aber nur in dem 
Falle offen, wenn die Strafe mehr als Fuͤnf Thaler betraͤgt. 

Verlaͤßt der Denunziat vor Beendigung der Unterſuchung den Hafen, 
ſo muß er eine zur Deckung der Strafe und Koſten ausreichende Summe bei 
dem Haupt⸗Zollamte deponiren. 

g . 23. N 5 

Die feſtgeſetzten Strafen werden, wenn ſie die Sicherung der Hafen— 
anſtalten und des Fahrwaſſers zum Zweck haben, von dem Haupt⸗Zollamte bei 
den Hafengeldern verrechnet, alle übrigen Strafen aber fließen beziehungsweiſe zu 
den in Colbergermuͤnde, Stolpmuͤnde und Ruͤgenwaldermuͤnde zu errichtenden 
See⸗Armenkaſſen. 

Wir beauftragen insbeſondere Unſern Miniſter der Finanzen und des 
Handels mit der Ausführung dieſer Polizei-Ordnung, welche, ſoweit es erfor⸗ 
derlich, auch im Auslande bekannt zu machen iſt. | 

Gegeben Potsdam, den 29. April 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boven. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler, v. Ladenberg. Rother. 
Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile- v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. 
Gr. zu Stolberg. 
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(Nr. 2281.) Verordnung, betreffend die Auseinanderſetzung zwiſchen den abgehenden katho⸗ 


liſchen Pfarrern u. ſ. w. und deren Amts⸗Nachfolgern in der biſchöflichen 
Diözeſe von Culm. Vom 2. Juni 1842. ; 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Beſeitigung entſtandener Zweifel auf den Antrag Unſeres Staats⸗ 
Miniſteriums, 
daß in der biſchoͤflichen Diözefe von Culm bei Auseinanderſetzungen 
zwiſchen den abgehenden Fatholifchen Pfarrern, oder den Erben ver 
ſtorbener katholiſcher Pfarrer und deren Amtsnachfolgern über die 
Nutzungen des Pfarrbenefiziums die Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechts Theil II. Tit. 11. $. 823. und folgende überall zur Richt: 
ſchnur dienen ſollen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 3. Juni 1842. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Rother. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Seh. v. Bülow. v. Bo delſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. 


(Nr. 2282.) 


=. — 

(Nr. 2282.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 13. Juni 1842., über den Zeitpunkt der An- 
wendung der neuen Landgemeinde-Ordnung für Weſtphalen, in den ein- 
zelnen Orten der Provinz, und die Fortdauer der bisherigen Kommunal- 
Verfaſſung bis zur Einführung der neuen Kommunal-Behörden. 


Au Ihren Bericht vom 13. v. M. erklaͤre Ich Mich damit einverſtanden, 
daß die Beſtimmungen der Landgemeinde⸗Ordnung für die Provinz Weſtpha⸗ 
len vom 31. Oktober v. J. (Geſetzſammlung Seite 297.), ſowie der unter 
demſelben Tage ergangenen Verordnung über die Einrichtung der Gemeinde- 
Verfaſſung in denjenigen Staͤdten der Provinz Weſtphalen, in denen die 
Staͤdteordnung bisher nicht eingefuͤhrt iſt (Geſetzſammlung Seite 322.), in den 
einzelnen Orten erſt dann vollſtaͤndig zur Anwendung kommen, wenn die Kom⸗ 
munalverhaͤltniſſe daſelbſt nach dieſen Geſetzen umgeſtaltet find, insbeſondere die 
Einführung der neuen Kommunalbehoͤrden erfolgt iſt. Bis dahin bleibt an 
jedem Orte die bisherige Kommunalverfaſſung in Guͤltigkeit und die bisherigen 
Gemeindebehoͤrden beſtehen mit den ihnen geſetzlich zugewieſenen Funktionen fort. 
Diejenigen Orte, in denen die Einfuͤhrung der Landgemeinde-Ordnung und der 
Verordnung uͤber die Einrichtung der Gemeindeverfaſſung in den Staͤdten ꝛc. 
beendet iſt, ſind durch das Amtsblatt der betreffenden Regierung bekannt zu 
machen, unter Angabe des Zeitpunkts, von welchem ab die neue Kommunal: 
Verfaſſung daſelbſt in Wirkſamkeit tritt. Ich weiſe Sie an, dieſe Erklaͤrung 
zur Beſeitigung der entſtandenen Zweifel durch die Geſetzſammlung publiziren 
zu laſſen. 
Sansſouci, den 13. Juni 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Muͤhler und v. Rochow. 


(Nr. 2282 — 2283.) (Nr. 2283.) 
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(Nr. 2283.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Juni 1842., betreffend die Ermäßigung der 
von geflößtem Holze nach dem Tarif vom 16. Januar 1841. für das Be⸗ 
fahren des Bromberger Kanals zu erlegenden Abgabe. 


Auf Ihren Antrag vom 11. Juni c. will Ich die, nach dem Tarif vom 
16. Januar 1841. von gefloͤßtem Holze mit 2 Pfennigen fuͤr jede 11 Qua⸗ 
dratfuß der Oberflaͤche bei jeder Schleuſe des Bromberger Kanals fuͤr das Be⸗ 
fahren deſſelben zu erlegende Abgabe dergeſtalt ermaͤßigen, daß dieſe Abgabe fortan: 
1) von Floͤſſen, die ganz oder theilweiſe aus vierkantig beſchlagenen Hoͤlzern 
(Quadratholz) oder Balken beſtehen, fuͤr jede 14 Quadratfuß der Ober⸗ 
flaͤche, einſchließlich des Flottwerks und Waſſerraums, 
2) von allen anderen Floͤſſen für jede 18 Quadratfuß der Dberfläde, ein 
ſchließlich des Flottwerks und Waſſerraums, 
bei jeder Schleuſe des genannten Kanals mit 2 Pfennigen entrichtet werden 
ſoll. Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 22. Juni 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanzminiſter v. Bo delſchwingh. 


